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B e s c h l u s s  

des Präsidiums vom 8. Juni 2026 
(7. Änderung der Geschäftsverteilung 2026) 

Anlässlich des bevorstehenden Inkrafttretens der Regelungen des Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystems (GEAS) wird beschlossen: 

1. Ziffer 7 c) des Geschäftsverteilungsplans für das Jahr 2026 erhält folgende 

Fassung: 

Für Verfahren betr. Maßnahmen nach den §§ 55 - 67 

AsylG mit Ausnahme der Auflagen nach § 60 Abs. 1 
AsylG und für die Verfahren betr. den Erlass von Ent-
scheidungen über aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
oder deren Durchsetzung, die auf das AsylVfG oder 
das AsylG gestützt sind, soweit sich diese Verfahren 
gegen eine Ausländerbehörde richten, ist die 8., 9., 
11., 13. oder die 16. Kammer entsprechend der Zu-
ständigkeit nach Nummer 1 des Geschäftsverteilungs-
plans zuständig. 

2. Ziffer 7 d) des Geschäftsverteilungsplans für das Jahr 2026 erhält folgende 

Fassung: 

Für Verfahren nach § 34a AsylG und unechte Dublin-

Verfahren ist die 1a., 2a. oder die 18a. Kammer zu-
ständig, und zwar jeweils hinsichtlich der ihnen in 
Teil 1 dieses Geschäftsverteilungsplans zugewiese-
nen Drittstaaten. 

Wird das Klageverfahren im Falle der Aufhebung des 
Bescheides fortgeführt, geht es in die nach Buchstabe 
e) Sätze 1 bis 3 zuständige Kammer über. 

Wird von der Möglichkeit des § 77 Abs. 8 AsylG Ge-

brauch gemacht, verbleibt es bei der Zuständigkeit der 
nach Absatz 1 zuständigen Kammer. 

Unechte Dublin-Verfahren sind Verfahren, in denen 
das BAMF wegen vollständiger oder teilweiser Statt-
gabe des Antrags auf internationalen Schutz durch ei-
nen Drittstaat eine Abschiebungsanordnung oder Ab-
schiebungsandrohung in den Drittstaat erlassen hat 
oder jedenfalls aus diesem Grund keine Entscheidung 
in der Sache getroffen hat. Als unechte Dublin-Verfah-
ren gelten auch solche Verfahren, in denen der Dritt-
staat ein sonstiges ausländerrechtliches Bleiberecht 
zuerkannt hat und das BAMF aus diesem Grund keine 
Entscheidung in der Sache getroffen hat oder in de-
nen sich der Kläger/Antragsteller auf sonstige Rechte 



 

 

aus der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
oder der Verordnung (EU) 2024/1351 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 
beruft. 

 
 

 

Herfort Dr. Duesmann Dr. Henke  Bergmann 

Dr. Real Gies Sell 


